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Telegraph iſche Machrichten. 


Bern, 14. April. Durch Urtheilsſpruch des hieſigen Appellations⸗ 
hofes find die renitenten Mitglieder des katholiſchen Kirchengemeinde⸗ 
raths von Charmoille im Berner Jura abgeſetzt worden. 

Genf, 15. April. Unter den Perſonen, welche am 13. d. bei 
Gelegenheit der durch einen Arbeiterſtrike hervorgerufenen Ruheſtö⸗ 
rungen verhaftet worden find, befinden ſich, wie ſich jetzt herausgeſtellt 
bat, auch zwei ehemalige Mitglieder der Pariſer Commune, Lebeau 

und Lacord. 5 

Wien, 15. April. Das Abgeordnetenhaus beſchloß in ſeiner heu⸗ 
tigen Sitzung in namentlicher Abſtimmung mit 148 gegen 21 Stim⸗ 
men, den Antrag des Abg Fux auf Annahme einer Reſolution be⸗ 
treffend den Erlaß eines Geſetzes über die Ausweiſung der 
Jgeſuften und der ihnen affiliirten Orden und Kongregationen aus 
Oeſterreich, nachdem der Antragſteller denſelben begründet, an den 
Ausſchuß zur Berathung der konfefſionellen Geſetze zu überweiſen. — 
In dem Prozeſſe des hieſigen Berichterſtatters Igſtädter wegen tele⸗ 
graphiſcher Meldung der Senſations nachricht von dem Falliment der 
Firmen Sigl, Thonet, Philipp Haas Söhne — welche in Berlin von 
einem telegraphiſchen Börſenbureau weiter verbreitet wurde — iſt 
heute von den Geſchworenen die Schuldfrage einſtimmig bejaht und 
Igſtädter zu einer dreimonatlichen Gefängnißſtrafe verurtheilt worden. 
Paris, 15. April. Clement Duvernois, Direktor der Banque 
territoriale d' Espagne, und mehrere andere Mitglieder der Verwal⸗ 
tung der letzteren, ſind geſtern verhaftet worden. Die Bücher der 
Geſellſchaft wurden mit Beſchlag belegt und deren Bureau verſiegelt. 
Konſtantinopel, 15. April. Herr v. Leſſeps hat dem Vizekönig 
von Egypten angezeigt, daß er die Arbeiten am Suezkanal einſtellen 
und den Kanal ſelbſt ſchließen werde, wenn es bei den von der inter⸗ 
nationalen Kommiſſion der Geſellſchaft auferlegten Bedingungen blei⸗ 
ben follte. Der Vizekönig hat darauf Hrn. v. Leſſeps angewieſen, von 
dieſem Vorgehen abzuſtehen, da er anderenfalls die Arbeiten am Kanal 
fortſetzen laſſen würde. Es iſt übrigens nicht wahrſcheinlich, daß Herr 

v. Leſſeps die Arbeiten einſtellen wird. er, 
Waſhington, 14. April. Das Repräſentantenhaus hat die vom 
Senate angenommene Bill, durch welche der Betrag der Greenbacks 
und der Noten der Nationalbanken, welche in Umlauf geſetzt werden 
dürfen, auf je 400 Millionen Doll. feſtgeſetzt wird, gleichfalls geneh⸗ 
migt, Ebenſo wurde eine Bill angenommen, welche die bisher für die 
erk kik Betre der Ausgabe von Noten beſtandenen Beſchränkun⸗ 


Vrozeß Tedöchowskti. 

Ne Af Berlin, 15. April. 
Am 15. d. M. wurde vor dem Gerichtshof für kirchliche Angele⸗ 
genheiten der Prozeß gegen den Erzbiſchof von Poſen und Gneſen, 
Grafen v. Ledöchowski, verhandelt, gegen den von dem Oberpräſiden⸗ 
ten der Provinz Poſen, Günther, die Amtsentſetzung beantragt wor⸗ 
den ift. 
Dier Gerichtshof iſt gebildet wie folgt: Präſident Hei neceius 
GVorſitzender), die Obertribunalsräthe v. Diepenbroick⸗Grüter 
und Egelling, Appellationsgerichtspräſident v. Schelling (Refe⸗ 
tent), Appellationsgerichtsrath Kannegießer, Pfarrer und Präſi⸗ 
dent der rheiniſchen Provinztalſynode zur Nieden, und Appellations⸗ 
gerichtsrath Bürgers. Das öffentliche Miniſterium iſt durch den 
Staatsanwalt v. d. Groeben vertreten. 

Die Anklage ſtützt ſich auf ſechs Punkte, Handlungen des Ange⸗ 

klagten vor nach dem Erlaß der Maigeſetze vom Jahre 1873, in wel⸗ 
chen das Kriterium des 8 24 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 über die 
lirchliche Disziplinargewalt gefunden wird. 
Als Zeuge vorgeladen und erſchienen iſt der Hauskaplan des An⸗ 
geſchuldigten Meſzezynski, welcher die von dem Angeklagten unter⸗ 
leichneten Schriftſtücke, die der Anklage als Beweismaterial unter⸗ 
g 1 worden ſind, rekognoszirt; der Angeklagte ſelber iſt nicht er⸗ 
ſchienen. 

Nachdem ſämmtliche Schriftſtücke verleſen worden, begründet der 
Staatsanwalt die Anklage in folgender Weiſe: . 
Durch Kabinetsordre vom 24. Mai 1842 war Beftimmt worden, 
daß in mehreren Gymnaſien in den deutſch⸗polniſchen Landestheilen 
der Religionsunterricht in den untern Klaſſen vorzugsweiſe in der 
Mutterſprache, der übrige Unterricht aber in deutſcher, und nur aus. 
ilfsweiſe in der polniſchen Sprache abgehalten werden ſollte. Diefe 
Verordnung wurde durch die Kabinetsordre vom 26. Oktober 1872 
aufgehoben und in derſelben beſtimmt, daß der Religionsunterricht 
wie jeder andere Unterricht behandelt werden ſollte. Dieſer Verord⸗ 
nung widerſetzte ſich der Angeklagte, indem er durch Rundſchreiben 
an die Religionslehrer dieſen befahl, den Unterricht auf den betreffen⸗ 
den Gymnaſien nach wie vor in den unteren Klaſſen in polniſcher 
Sprache zu ertheilen und nur von der Sekunda an — „weil leider 
die Prüfung der Staatsbehörden in deutſcher Sprache erfolge“ — dieſelbe 
dushilfsweiſe anzuwenden. v. Ledöchowski wurde darauf hingewieſen, 
daß die Beſtimmung in Betreff der Anwendung der Sprache kein 
kirchliches Dogma ſei und der Staatsbehörde zuſtehe; aber vergebens; 
en beharrte bei Seinem Widerſpruch und ebenſo auch, mit Ausnahme 
eines einzigen Religionslehrers, des Geiſtlichen Schroeder, die ihm 
untergebenen Geiſtlichen, deren Entfernung nunmehr aus dem Amte 
eines Religionslehrers ſeitens des Provinzial⸗Schulkollegiums erfolgte. 
d. Ledöchowski verſuchte es hierauf, die Verordnung dadurch zu 
daungehen, daß er den Religionsunterricht von den abgeſetzten 
N Religionslehrern privatim in der Kirche ertheilen ließ; aber wieder 
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ſten gravirt, weil ſich in derſelben eine 
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Ende. Ein ſolches Vorgehen, ſo folgert der Staatsanwalt, charakteri⸗ 
ſirt die Tendenz des Angeklagten, die darauf gerichtet war, die natio⸗ 
nalen Gegenſätze in der Provinz Poſen zu verſchärfen. Kurz vor Er⸗ 
laß der Maigeſetze hatie v. Ledöchowski ſich der Konferenz der Bi⸗ 
ſchöfe in Fulda angeſchloſſen und den dort beſchloſſenen Hirtenbrief 
mit unterzeichnet und an feine Dißzeſanen veröffentlicht. Nach In⸗ 
krafttretung der Maigeſetze hat der Erzbiſchof nicht allein für ſeine 
Perſon eine volle Mißachtung derſelben an den Tag gelegt, ſondern 
auch den ihm untergebenen Geiſtlichen den Widerſtand gegen dieſelben 
zur Pflicht gemacht, und das, fo betont der Staatsanwalt, hat der⸗ 
ſelbe Mann gethan, der „geſtern vor 8 Fahren”, am 14. 
April 1866, hier in Berlin in die Hand des Königs das 
feierliche Gelübde der Treue gegen feinen König und 
der Liebe zum Vaterlande, des Gehorſams gegen die 
Geſetze abgelegt hat, der auch von feinen Untergebenen 
die Verletzung dieſer Geſetze nicht zu dulden verfprad- 
Nicht allein auf den paſſiven Widerſtand hat ſich der Angeklagte be⸗ 
ſchränkt, ſondern hat Geſetzesverletzungen auf Geſetzes verletzungen ge⸗ 
häuft und durch verſchiedene Schriftſtücke die Geſetze ſelber in arger 
Weiſe verhöhnt. So hat er in 45 Fällen ohne irgend welche Anzeige 
an die ftaatlichen Behörden Geiſtliche angeſtellt, von denen 34 Fälle 
zu ſeiner Verurtheilung geführt haben, die eine Geſammtſtrafe von 
29,400 Thalern, eventuell die höchſte Gefängnißſtrafe, welche für Geld⸗ 
ſtrafen ſubſtituirt werden kann, 2 Jahre Gefängniß nach ſich gezogen 
haben. Auch als es ſich nur darum handelte, die Demeritenanſtalt in 
Storchneſt einer amtlichen Kontrole zu unterwerfen, hat ſich der An⸗ 
geklagte der Anordnung der ſtaatlichen Behörden widerſetzt und die 
Beamten dieſer Anſtalt zum paſſiven Widerſtande gegen dieſelben er⸗ 
muthigt. Ein fernerer Anklagepunkt wird darin gefunden, daß der 
Angeklagte den Geiſtlichen Schröder, welcher die bekannte Loyali⸗ 
tätsadreſſe des Herzogs don Ratibor an den König mt unterzeich⸗ 
nete, aus dieſem Grunde, falls derſelbe nicht widerrufe, mit dem gro⸗ 
ßen Bannfluch bedroht hat. 

Um allen geſetzlichen Formen zu genügen, hat der Oberpräſident 
der Provinz Poſen mittels Schreiben vom 24. Oktober 1873 den An⸗ 
geklagten zur Niederlegung ſeines Amtes aufgefordert. Der Angeklagte 
hat dieſen Weg, der nach ſeiner Auffaſſung ſeiner Handlungen mit ſeinem 
Gewiſſen nicht in Einklang zu bringen geweſen ſei, nicht betreten, ſondern 
eine Erwiderung erlaſſen, die ihn 1 allen ſeinen Schriftſtücken am mei⸗ 

1 


ausſpricht. Es wird darin von den erſten Chriſten geſprochen, die ſich 
widerſetzten, als fie den heidniſchen Götzen Weihrauch ſtreuen ſollten. 
Inbetreff des Geſetzes über die Anſtellung der Geiſtlichen hat ſich der 
Angeklagte mit Jeſus Chriſtus verglichen, der die Behörden auch nicht 
gefragt habe, als er feine Sendlinge ſchickte. 

Der Staatsanwalt ſucht nach dieſer Rekapitulation der Hand⸗ 
lungen des Angeklagten nachzuweiſen, daß dieſelben ſehr wohl geeig⸗ 
net ſind, die öffentliche Ordnung zu untergraben und theilweiſe auch 
ſchon dazu geführt haben. So ſeien von nicht dazu berechtigten Geiſt⸗ 
lichen, die der Angeklagte widerrechtlich angeſtellt habe, Ehen geſchloſ⸗ 
ſen, die von den Staatsbehörden als ſolche nicht angeſehen würden 
und die deshalb in Betreff der Erbſchaftsregulirungen ꝛc. zu ſehr 
großen Verwirrungen führen müßten. Der Staatsanwalt glaubt, daß 
an eine Sinnesänderung des Angeklagten nicht zu denken iſt und daß 
die Amtsentſetzung, die er demnach beantragt, vollſtändig gerecht⸗ 
fertigt ſei. f 

Der Gerichtshof verkündet nach einer Berathung von ca. einer 
Stunde das Urtheil, das dem Antrage des Staatsanwalts gemäß au 
Amtsentſetzung des Angeklagten lautet, wobei, wie derf 
Vorſitzende ausdrücklich hervorhebt, die Handlun gen des An⸗ 
geklagten vor der Inkrafttretung der Maigeſetze 
nicht in Berückſichtigung gekommen. Schon die Ver⸗ 
gehen gegen dieſe Geſetze ſeien derart, daß das Ver⸗ 
bleiben des Angeklagten in ſeinem Amte mit der 
öffentlichen Ordnung unverträglich erſcheine. 

Die Koſten des Prozeſſes wurden dem Angeklagten zur Laſt gelegt. 


wn —4.ĩ᷑ͤ TRETEN TERRRERERSMETZITT 


Dentſcher Reichstag. 


32. Sitzung. 9 


Berlin, 15. April, 12 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Del⸗ 
brück, v. Kameke, v. Stoſch, v. Frieſen u. A. . 

Vor dem Eintritt in die Tages⸗Ordnung erklärt Abgeordneter 
Eberty, daß das Protokoll des Hauſes ihn irrthümlich als den einzigen 
Abgeordneten aufführt, der ſich der Abſtimmung über den durch von 
Bennigſen amendirten 8 1 enthalten hat, während er deutlich mit Nein 
gegen denſelben geſtimmt hat; er fügt hinzu, daß er noch niemals ſich 
der Abſtimmung enthalten habe. Präſident v. Forckenbeck bemerkt 
dazu, wie ſehr es im Intereſſe des Hauſes liege, die Kontrole über die 
namentliche Abſtimmung nicht durch Unruhe zu erſchweren. 

„Die Spezialberathung des Militärgeſetzes ſteht vor $ 2, — den 
die Kommiſſion nicht verändert hat. — Er lautet: „Die Infanterie 
wird formirt in 469 Bataillonen, die Kavallerie in 465 Eskadrons, die 
Feld⸗Artillerie in 300 Batterien, von welchen je 2 bis 4 eine Abthei⸗ 
lung bilden; die Fuß⸗Artillerie in 29, die Pioniertruppe und der Train 
in je 18 Bataillonen. Die Bataillone haben in der Regel 4, die des 
Trains 2 bis 3 Kompagnien. 5 

In der Regel wird bei der Infanterie aus 3 Bataillonen, 
bei der Kavallerie aus 5 Eskadronen, bei der Artillerie aus 2 bis 3 
Abtheilungen heziehungsweiſe Bataillonen ein Regiment ſormirt.“ 

Referent Abg. Miquel: Der 8 2, welcher die Formation der 
deutſchen Armee geſetzlich feſtſtellt, wurde in der Kommiſſion mit erheb⸗ 
licher Mehrheit nach der Faſſung der Regierungs vorlagen unverändert 
angenommen Dieſer Paragraph wäre von ſehr großer Bedeutung, wenn 


tere Jronie gegen die Staatsgeſetze 


unabhängig von dieſem Mlitärgeſetz. Hätte ſie gefragt 
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Nachmittags angenommen 


ſchritt die Staatsbehörde ein und machte auch dieſem Treiben ein mer neues Recht einführte. Das it aber nach der Anſicht der Regie⸗ @ 


rungen und der der Kommiſſionsmehrheit nicht der Fall. Der Art. 61 


E 
77 
a 
5 


2 


8 


der Verfaſſung verpflichtet die Reichsregierungen zur Vereinbarung 


des Militärgeſetzes, mit dem wir es zu thun haben. Bis zum Erlaß des⸗ 


ſelben iſt ſie aber durch Art. 61 ermächtigt die Orgamſation der Bundes⸗ 


kriegsverfaſſung nach den bis dahin in Preußen beſtehenden Beſtim⸗ 
mungen gleichmäßig durchzuführen. Es folgt daraus, daß die For⸗ 


mation der deutſchen Armee, wie fie in d 2 dieſes Geſetzes ausgeſprochen 
wird, bereits bisher auf Grund der Reichs ⸗Verfaſſung geſetzliches 


Recht iſt, daß dieſer $ 2 ſomit nichts Neues ſchafft, ſondern nur 
der Klarheit und Vollſtändigkeit wegen als der logiſche Ausdruck der 


bereits beſtehenden geſetzlichen Ermächtigung in das Geſetz aufgenom⸗ = 


men werden mußte. 


betrifft die Neuformation der Artillerie. Es ſind bei jedem 


Nur eine Ausnahme habe ich hervorzuhehen; fie 
Armee⸗ 


corps zwei Batterien neu eingeführt worden und es hat die Reichs⸗ 
nischen J. ausdrücklich betont, daß dieſe Neuformationen nur proviſo⸗ 
riſcher Ar 


t ſeien, daß ſie daher der Legaliſation durch den Reichstag 


bedürfen und daß in 8 2 dieſe Legaliſation nachgeſucht werde. In der 


Kommiſſion wurde fie einſtimmig ausgeſprochen, nachdem die Vertreter 
der Regierungen ausdrücklich anerkannt hatten, daß fie pro futuro 

icht berechtigt jeien, neue und andere Organiſationen, als die im 52 
angegebenen, einſeitig einzuführen, ſondern daß dazu die Zuſtimmung 
des Reichstages nothwendig ſei. Von einigen Mitgliedern der Kom⸗ 
miſſion wurde allerdings die Anſicht, daß die geſammte Fundirung 
des deutſchen Heeres, wie ſie § 2 ausſpricht, ſchon jetzt auf Geſetz be⸗ 
ruhe, nicht anerkaunt. Nur die Grundzüge, auf denen das ate 
Heerweſen baſire, ſeien durch die Reichsverfaſſung geſetzlich feſtgeſtellt, 
keineswegs aber alle einzelnen Formationen. Ein Amendement, welches 
dieſe Anſicht vertrat und die einzelnen Formationen erſt nach Aufſtel⸗ 
lung des Heeresbudgets im Etat bewilligen wollte, wurde indeß mit 


erheblicher Mehrheik von der Kommiſſion abgelehnt. Selbſt mehrere 


Mitglieder, welche entſchieden gegen $ 1 ftimmten, erkannten die Noth⸗ 
wendigkeit der dauernden Feſtſtellung der Formation der Armee in 
dieſem Geſetze ain. Naturgemäß hat mit dieſer Anerkennung die 
Mehrheit der Kommiſſion auch alle diejenigen Anſtellungen von Offi⸗ 
zieren und Militärbeamten, welche durch dieſe Neuorganiſation noth⸗ 
wendig werden, gleichfalls dauernd genehmigt und bewilligt. 

Abg. Windthorſt: Hätten wir lediglich auf Grundlage der 
Kommiſſionsverhandlungen unſere Beſchlüſſe zu fallen, ſo würde ich 
kaum nöthig haben, jetzt zu ſprechen. Aber ich konſtatire hiermit vor 
dem ganzen Lande, daß wir hier beſchließen auf Grundlage von Ver⸗ 
handlungen, die hinter den Kouliſſen und hinter dem Rücken des 
Reichstages von den Vertretern einer einzelnen Fraktion mit der Re⸗ 
gierung geführt und abgemacht worden ſind, und zwar in einer Weiſe, 
wie ſie nach meinem Dafürhalten in der Geſchichte noch nicht dage⸗ 
weſen ift. (Oho! Unruhe und Heiterkeit.) Mir iſt wenigſtens kein 
Beiſpiel bekannt; die Herren, die darüber lachen, müſſen wohl andere 
Erfahrungen haben und ich erſehe daraus, daß ich noch nicht voll⸗ 
ſtändig über alle Ihre Abmachungen mit der Regierung unterrichtet 


bin. Nicht nur die Blätter der nationalliberalen Partei — und das 
erungen des Herrn 
einen Zweifel über 


iſt ja jetzt die miniſterielle — ſondern auch die Aeu 
von Bennigſen, ihres Unterhändlers, haben uns 
dieſe Abmachungen gelaſſen. Das Reſultat war ja vorauszuſehen 
nach dem Brlanntwerden des famoſen Zeitungsberichts der beiden 
Reichstagsmitglieder, die das Vergnügen hatten, den Herrn Reichs⸗ 
kanzler am Krankenbette zu beſuchen. Es iſt außerdem bei den De⸗ 
batten hier im Hauſe geradezu darguf hingewieſen worden, 
mobil machen gegen die angeblich aggreſſive Politik Roms und der 
deutſchen Biſchöfe. Daß ein ſolches Motiv bei den geheimen Abma⸗ 
chungen eine weſentliche Rolle geſpielt, iſt um ſo wahrſcheinlicher, als 
ich mir anders gar nicht erklären könnte, wie der ſonſt ſo ruhige Po⸗ 
litiker v. Bennigſen vorgeſtern hier Aeußerungen in ſeine Rede hin⸗ 
eingetragen hat, die nothwendig einen ſehr großen Theil der deutſchen 
Armee aufs Tiefſte verletzen müſſen. (Hört! im Zentrum.) Die 
deutſche Armee beſteht nicht blos aus Alt⸗ und Auchkakholiken, ſondern 
auch aus römiſch⸗katholiſchen Offizieren und Soldaten und ich will 
es unterlaſſen, die Wirkung ſolcher Aeußerungen auf dieſen Theil der 
deutſchen Arme hier des Näheren guseinanderzuſetzen. Die nothwen⸗ 
digen Folgen kann ſich ja Jeder ſelbſt vorſtellen. Es iſt die Pflicht 
jedes patriotiſchen Deutſchen, eine hinlängliche Armee aufrecht zu er⸗ 
halten, die Schutz gegen den Einfall des Auslandes und etwaige Ge⸗ 
fahren im Innern gewährt, und ich würde es mir niemals vergeben, 
gegen eine ſolche Armee zu votiren. Ich bin ſogar mit Graf Moltke 
der Anſicht, daß eine außergewöhnlich ſtarke Armee nolhwendig iſt. 
Angeſichts der politiſchen Lage, in der wir uns in Europa gegenwär⸗ 
tig befinden, obwohl die Politik, die uns in dieſe Lage gebracht, nicht 
die meinige und allein von der Wilhelmsſtraße ausgegangen ift. 
Aber dieſe Armee, die auch ich für nothwendig halte, iſt völlig 
bh tte ſie werden können, 
fo bin ich recht ſehr zweifelhaft, ob fie nicht lieber in ihren bisherigen 
Verhältniſſen als mit dieſem Militärgeſetz, wie es ſich iegt bereits ge⸗ 
ſtaltet hat, hätte fortheſtehen wollen. Ich bin geneigt, beim nächſten 
Budget den gegenwärtigen status quo der Armee, ſo wie er in dieſem 
Paragraphen ausgeſprochen wird, zu bewilligen, aber ich bin nicht ge⸗ 
willt und werde mit allen Kräften mich dagegen ſtemmen, dasjenige, 
was nur gegenwärtig bei der außergewöhnlichen politiſchen Lage noth⸗ 
wendig iſt, dauernd für alle Ewigkeit durch dies Geſetz feſtzuſtellen. 
(Sehr wahr! links.) Mein konſtitutionelles Gewiſſen verbietet mir, 
einer ſolchen unerhörten Zumuthung Folge zu leiſten. Wäre in Wahr⸗ 
heit eine Armee wie die jetzige dauernd erforderlich, ſo wäre das frei⸗ 
lich für Deutſchland eine traurige, eine entſetzliche Perſpektive; dann 
ſähe ed mit Deutſchlands ganzer Zukunft ſehr trübe aus; denn immer 
in dieſem Feldlager zu bleiben, in dem wir uns jetzt befinden, — 


* 


man müſſe 


(Gelächter rechts) — ich weiß nicht, was den Herrn dort (Fürſt Pleß) 


ſo ſehr erregt, ſeine Lachmuskeln in Bewe 
doch nachher ſagen, wie er dieſe Lage auffaßt, ſo werde ich verſuchen, 
ihn ernſthaft zu ſtimmen. (Heiterkeit.) — Ich wiederhole, daß nicht 
allein Deutſchland, ſondern ganz Europa ſich mehr und mehr zu einem 
Kriegsfeldlager ausarbeitet, und es zeigt von einer wahrhaft kindlichen 
Thorheit, dieſe Thatſache nicht ſehen und anerkennen zu wollen. Nach 
den von mir gekennzeichneten und für das ganze konſtitutionelle Syſtem 
in Deutſchland erſchreckenden Vorgang der geheimen Verhandlungen 
hinter den Couliſſen, bin ich ſehr zweifelhaft geworden, ob es ſich 
überhaupt noch der Mühe lohnt, Parlamente zu haben. Die ganze 
Bedeutung der Parlamente für die Geſetzgehung halte ich nach ſolchen 
Vorgang für eine ganz außerordentlich geringe. Mit der Bedeutung 
der Parlamente zur Erlangung freiheitlicher Zuſtände muß es aber 
ganz und gar ein Ende haben, wenn man mit jo leichtem Herzen, wie 
das hier geſchieht, das einzige Recht, das dem Parlamente bisher noch 
zuſtand, durch Geldbewilligung, durch Feſthalten des Daumens 
auf dem Geldbeutel des Landes, an der Geſetzgebung mitzuwirken, 
aus Händen giebt. It man dazu entſchloſſen, wozu dann noch 
ein Parlament? Dann bleibt man doch lieber zu Haufe In 
einem Feldlager giebt es keine Konſtitution, und die Herden 


ung zu ſetzen, möge er mir 


Parlamentarier hier ſcheinen ja mit Freuden geſonnen, dies 


Feldlager, das jetzt bereits bei uns beſteht, perpetuirlich zu 
machen. Der Unterhändler der nationalliberalen Partei hat vorgestern 
den Konſervativen allerlei tröſtliche Worte geſagt, was höchſt über⸗ 
flüſſig war, denn ich weiß gar nicht, weshalb die Konſervativen ſich 
über Herrn von Bennigſen betrüben ſollten. (Heiterkeit) Er führte 
aus, daß nach Ablauf des Septennats Aenderungen reſp. Abminde⸗ 


Br rungen in dem Heerweſen von Seiten des Hauſes nur in ſo weit ein 


die Konſervativen hervorgehoben. 


angenommen werden, 


ſprechen. 


in den Gemüthern der 


r 


Verordnungen der verſchiedenſten Art im Ganzen gewiſſermaßen pau⸗ 


ſo erfahrenen, ſo gewiegten und praktiſchen Politiker dieſe einfache Auf⸗ 


N treten könnten, als die Verfaſſung und die Geſetze es dann noch zus 


laſſen. Ich weiß nicht, wie ich dieſe Worte auffaſſen fol. Hätte ſich 


dieſer Schluß von ſelbſt verſtanden, fo hätte ſicher Hr. v. Bennigſen 


dieſe Worte gar nicht geſagt und nicht in ſolcher Weiſe als Troſt für 
Ich kann mir daher nur denken, 
er hat gewiſſe Dinge damit andeuten wollen, die bei den geheimen 
Verhandlungen noch ſtattgehabt haben, bisher aber dem Hauſe noch 
vorenthalten und verborgen geblieben ſind. Vielleicht iſt der Herr 
Unterhändler ſo freundlich, uns ein wenig mehr Licht darüber zu ge⸗ 
währen. Soviel ſteht feſt, daß wenn dieſe 88 2, 3 und 4 vom Haufe 
das geſammte Budgetrecht des Haufes nicht 
blos für bie 7 Jahre, bie der $ 1 feſtſetzt, Sondern für immer auf ein 
höchſt geringes Maß reduzirt bleibt. Der Anſicht, die der Referent 
ausführte, daß der 8 2 nichts Neues ſchafft, muß ich entſchieden wider⸗ 
Durch $ 61 der Reichsverfaſſung find die Beſtimmungen der 
Militärorganiſation in Deutſchland eingeführt worden nicht als Geſetz, 
ſondern als das, was ſie his heute in Preußen waren, und ſie beruhen 
auch heute noch keineswegs in Preußen ſämmtlich auf Geſetzen. Ganz 
unmöglich konnte der konſtituirende Reichstag eine derartige Beſtim⸗ 
mung treffen, daß befinitiv die in Preußen beſtehende Heeresorganiſa⸗ 
tion für ganz Deutſchland Geſetz ſein ſollte. Es wurde vielmehr nur 
feſigeſetzt; vorläufig ſollen dieſe Beſtimmungen eingeführt werden, die 


Regierung iſt aber verpflichtet, durch eine beſondere Vorlage fie zu 
definitiv geſetzlichen zu machen. Und das iſt nun geſchehen durch dieſe 


gegenwärkige Vorlage. Daraus geht für jeden logiſch Denkenden mit 
Beſtimmtheit hervor, daß gerade dieſer 82 ein völlig neues geſetzliches 
Recht ſchaffen will. Zum Ueberfluß wird das auch noch von der Re⸗ 
gierung ſelbſt in den Motiven zu 8 2 bis 4 direkt beſtätigt. Dort 
wird darauf hingewieſen, daß die gegenwärtigen Beſtimmungen nur 
einſtweilen für Deutſchland beſtehen bis zur anderweitigen Regelung 
durch ein Geſetz, und dies iſt das gegenwärtige Militärgeſetz. Wir 
thun daher durchaus nichts Ungeſetzliches, wenn wir den $ 2 nicht 
annehmen. Wir können überhaupt einen Militäretat nur dann be⸗ 
willigen, wenn uns ein Militärbudget nach den beabſichtigten For⸗ 
mationen mit e e ee ziffermäßig vorgelegt wird. (Sehr 
wahr! links) Ohne eine ſolche Budgetvorlage, bei der ſich alle 
Koſten überſehen laſſen, iſt es geradezu etwas Unerhörtes von einem 
Parlament, eine Geldbewilligung in Pauſch und Bogen für alle 
Formationen und auf ewige Zeiten zu verlangen. Ich wieder⸗ 
hole, das iſt unerhört in jeder parlamentariſchen Körperſchaft, 
in jedem konſtitutionellen Staate der Welt. Ich bin in der Lage ge⸗ 
en als Mitglied der Oppoſition in der Kammer und ebenſo als 
Mit lied der Re erung den Militäretat in Hannover zu bearbeiten; 
da iſt es keinem Menſchen auch nur im Traume eingefallen, eine der⸗ 
artige Zumuthung an eine Landesvertretung zu ſtellen. Ich bedaure 
und beklage es ſchließlich auf's Höchſte von Neuem, daß kein ſchrift⸗ 
licher Kommiſſtonsbericht vorliegt; da hätte das Land und das Volk 
doch wenigſtens ſchwarz auf weiß erſehen können, wie es möglich war, 
daß die Herren Kommiſſionsmitglieder des Reichstages, insbeſondere 
die von der liberalen Partei, einem ſolchen Beſchluſſe zuſtimmen konnten, 
da hätte ſich doch wenigſtens die Wendung verfolgen laſſen, welche ſich 
ationalliberalen in dieſer Frage vollzogen hat. 
Vielleicht wäre es dann manchem der Herren nicht ſo leicht geworden 
mit ihrem geſtrigen Votum Man macht dem Lande und dem Volke 
durch die unerhörteſten Mittel weiß, daß dies Gele nothwendig ſei, 
um die Armee in ihrem Beſtande aufrecht zu erhalten, daß ohne dies 
Geſetz die Armee gefährdet ſei Das iſt aber eine Unwahrheit, und 


ich wiederhole es, das iſt eine bewußte Lüge. Es handelt ſich hier gar 


nicht um den Armeebeſtand, es handelt ſich gar nicht um die Aufrecht⸗ 
erhaltung der Heereseinrichtung, ſondern es handelt ſich einfach um 
die Frage, ob wir die Möglichkeit eines konſtitutionellen Staates be⸗ 


halten, oder ob wir durch völlige Preisgebung des Budgetrechts des 


auſes es zu einem abſoluten Militärſtaat kommen laſſen wollen. 
(Beifall im Zentrum und in der Fortſchrittspartei; Ziſchen rechts und 
bei den Nationalliberalen.) e BR. = BL) 

J Abg. v. Bennigſenſ: Der Vorredner hateſſichſ ſo vielfach und 
wiederholt mit meiner Perſon beſchäftigt und jo dringend den Wunſch 
geäußert, doch von mir einige Erläuterung zu erhalten, daß es in 
der That grauſam ſein würde, wenn ich nicht bis zu einem gewiſſen 
Grade a Wunſche gerecht würde. In den Ausführungen, die ſich 
auf die rechtliche Seite der Frage bezogen, hat er beſondere Rückhalte 
und verdächtige Ausdrücke fe namentlich über den Punkt, was 
nach 7 Jahren eintreten ſolle. Darüber haben meine Ausführungen 
keinen Zweifel laſſen können. Ich habe ſie ganz im Einzelnen gegeben 
nach der Lage der Verfaſſung und der Geſetze: Nach 7 Jahren tritt 
das Budgetrecht in volle Kraft und wird nach den Beſtimmungen der 
Berfaſſung und der Geſetze zu handhaben ſein, alſo nach den Art. DU 
59, 60, 62 und 63 der Verfaſſung und nach dem Geſetz von 1867 über 
den Kriegsdienſt. Der Vorredner hat gefragt, weshalb wir in 8 2 
nicht ehenfalls eine Präkluſivfriſt aufgenommen haben. Das haben wir 
nicht thun wollen, konnten es auch nicht thun, wir würden uns ſonſt 
mit der Verfaſſung in Widerſpruch geſetzt haben und das wird doch 
Herr Windthorſt uns nicht empfehlen, er wird es eigentlich für ſich 
nicht einmal in Anſpruch nehmen, daß das zuläſſig iſt. Die Vorſchrif⸗ 
ten über die Friedenspräſenzziffer befinden ſich im Art. 60 der Verfaſ⸗ 
fung und da find Vorſchriften getroffen hinſichtlich der Ziffer und der 
Geldbewilligung 5 eine Reihe von Jahren. Nach Ablauf derſelben 
iſt eine andere geſetzliche Regelung dieſer Frage an dieſer Stelle vor⸗ 
behalten. Ganz anders iſt das Verhältniß regulirt in der Verfaſſung 
hinſichtlich der organiſchen Grundlage der Armee. Abgeſehen von die⸗ 
fer einen Frage der Friedenspräſenzziffer, wofür die Verfaſſung aus⸗ 
drücklich eine Vorſchrift nach der Zeit enthält, hat ſie eine ganz andere 
Regelung unternommen, getroffen und in Ausſicht genommen hinſicht⸗ 
lich der übrigen fundamentalen Einrichtungen der Armee. Sie hat im 
Art. 61, den ja auch Hr. Windthorſt angeführt hat — und ich begreife 
nicht, wie er bei feinem juriſtiſchen Scharfſinn nicht ſelbſt auf dieſen 
Unterſchieb gekommen iſt — beſtimmt, daß ſofort nach der Einführung 
der Verfaſſung alle militäriſchen Einrichtungen, wie ſie damals in 
Preußen beſtanden, ausgedehnt werden ſollen, zunächſt auf den nord⸗ 
deutſchen Bund, ſpäter auf das Reich; und ſie hat geſagt, die damalige 
Militärgeſetzgebung, und zwar ſowohl die eigentlichen Geſetze ſelbſt als 
alles Andere, was an Reglements⸗Inſtruktionen und Reſkripten mit 
dieſen zuſammenhängt, erlaſſen worden iſt, ſollen auch in die übrigen 
Theile des Reiches gebracht werden. Es hat ſich dann die Verfaſſung 
ausdrücklich vorbehalten, daß nach einer gleichmäßigen Durchführung 
der Militärorganiſation ein das ganze deutſche Heer umfaſſendes Reichs⸗ 
militärgeſetz dem Reichstage zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußfaſſung 
vorgelegt werden ſoll. Wenn alſo zunächſt Geſetze, Reglements und 


ſchaliter eingeführt wurden, jo hat man fich eben eine ſyſtematiſche Re⸗ 
gelung durch Reichsgeſetz vorbehalten. Wir haben alſo mit dieſem Ge⸗ 
ſetze eine Pflicht zu erfüllen, die in der Verfaſſung begründet iſt. Wenn 
wir aber den Verfaſſungsbeſtimmungen gerecht werden wollten, dann 
konnten wir nicht eine Vorſchrift auf Zeit geben, ſondern mußten 
eine dauernde Organiſatien ſchaffen. Ich will nur noch zwei Punkte 
berühren, welche der Abg. Windthorſt, ich will nicht ſagen, mit großem 
Pathos, aber mit ſehr großer Lebhaftigkeit, und zum Theil Indignation 
hervorgehoben hat. Zunächſt, daß hinter den Couliſſen, hinter dem 
Rücken des Reichstages ein Abkommen getroffen ſei mit der Regierung. 
Ich begreife ſehr wohl den Schmerz des Abg. Windthorſt darüber, 
daß derartige Verſtändigungen getroffen werden im Gegenſatz zu der⸗ 
jenigen Auffaſſung und Stellung, die er und ſeine Freunde in dieſer 
Sache haben. Ich begreife aber in der That doch von einem ſo alten, 


faſſung eines politiſchen Verhältniſſes nicht, die man einem Neuling 
wohl verzeihen könnte, die man aber von einem alten erfahrenen Poli⸗ 
tiker kaum ernſthaft vorgetragen erwarten ſollte. (Heiterkeit.) Wo 


genirt ſich denn der Abg. Windthorſt mit ſeinen politiſchen Freunden 
die Dinge, die hier im Reichstage 
Kreiſen im Ganzen und im Einzelnen feſt zu ſichern für die Haltung, 


berathen werden ſollen, in ihren 


die ſie dann öffentlich einnehmen wollen. Wo hat er und ſeine Freunde 


ein Bedenken gefunden, auch mit anderen Parteien zu verhandeln, ſo 
weit ſie dafür irgend einen Boden fanden, und wo endlich 
darauf möchte ich den Abg. Windthorſt direkt anreden — wo hat er 
und ſeine Freunde irgendwie ein Bedenken getragen gegen dieſen ihren 
Standpunkt auch vorher mit den Regierungen zu verſtändigen, wenn 
ihre Stellung im Allgemeinen ſo war, daß von einer derartigen Be⸗ 
cha überhaupt ein Reſultat erwartet werden konnte. (Sehr 
richtig 


— und 


In dieſer Hinſicht erinnere ich mich noch immer mit Freuden an 


den Beginn meiner politiſchen Thätigkeit im Königreich Hannover, 
ich erinnere mich mit Freuden daran, wie gerade die praktiſche und 
poſitive Behandlung, die der Abg. 


Windthorſt dieſer Seite politiſcher 
Fragen gegeben hat, ſei es in der Oppoſition, ſei es in der Regierung, 
mir ſehr imponirt hat (Heiterkeit), und daß ich mich, wenn auch nur 


in ſchwacher Weiſe bemüht habe auf dieſem Felde der Leiſtungsfähig⸗ 


keit auch nur Einiges in der Art mit der Zeit bewirken zu können, 
was damals Herr Windthorſt als unerreſchtes Muſter in meinen 
Augen, der ich damals als politiſcher Neuling in die hannoverſche 
Kammer eintrat, ſchon Jahre lang hinter ſich hatte. ( Heiterkeit.) Er 
hat es verſtanden, vom erſten Augenblick an, wo er, getragen von der 
Partei, der er noch jetzt angehört und die er konſequent feſtgehalten 
hat, das muß ich meinem — Freund darf ich wohl kaum mehr jagen — 
(Heiterkeit Abg. Windthorſt: O ja!) meinem Landsmann aus Han⸗ 
nover ausdrücklich bezeugen, von dem erſten Augenblick an, wo er bald 
nach den Bewegungen des Jahres 1848 ſich an der Spitze der unter 
den Verhältniſſen des Königreichs Hannover nicht ſehr großen Schaar 
befand, er hat es verſtanden, in dieſer Stellung durch die Verhaud⸗ 
lungen mit der Regierung ſchon damals einen ſo bedeutenden Einfluß 
zu gewinnen, daß vasjenige, was damals als Politik ergriffen iſt von 
der hannoverſchen Regierung, von der Dynaſtie, die in dem Lande 
damals regierte, grundlegend und maßgebend geblieben iſt, von der 
Haltung gegenüber dem frankfurter Parlament bis zur Bewegung des 
Jahres 1866. Ob es heilſam für das Land und die Dynaſtie geweſen 
iſt, das frage ich jetzt den Hexen Abg. Windthorſt ſelbſt. Er hat das 
fortgeſetzt, was er begonnen hat als Führer einer kleinen Partei, als 
Führer der Mehrheit, als leitender politiſcher Geſchäftsmann im Mi⸗ 
niſterium. Gerade die Verbindungen, die er damals als Miniſter mit 
den Parteien der hannöverſchen Kammer unterhalten, die Art und 
Weiſe, wie er es als Miniſter verſtanden hat, wichtige und unwichtige 
Dinge feſtzuſtellen mit den Parteien, auf die er überhaupt glaubte, 
einen Einfluß zu üben, iſt mir und den Hannoveranern noch in Er⸗ 
inne rung als ein Beiſpiel einer ganz ungewöhnlichen prakliſchen und 
poſitiven Geſchäftsthätigkeit. Ich bedaure, daß ich das Haus damit 
ſo lange habe aufhalten müſſen; es war aber nothwendig gegenüber 
der Indignation üher eine derartige Verhandlung außerhalb der Ple⸗ 
narbergthung zwiſchen der Regierung und den Parteien, die zu ihr 
eine befreundete Stellung einnehmen, in einer ſo wichtigen Frage, um 
eine drohende Kriſis zu vermeiden. Auf den Vorwurf, daß es ver⸗ 
werflich ſei in dieſe Frage den Kirchenſtreit hineinzuhringen, bemerke 
ich, daß ich das nicht gern gethan hobe; das wird mir der Vorredner 
auch glauben. Wenn eine Verſtändigung zu unſerer Freude erreicht 
iſt, ſo waren die Motive aber allerdings nicht lediglich aus dieſer mi⸗ 
litäriſchen Frage genommen. Denn gerade auf anderen Gebieten der 
Politik drohte die Kriſis. Und wenn es gelungen iſt, aus den verſchie⸗ 
denen Lagern eine mit dem Volte zufammenhängende Majorität zu 
gewinnen, da müßte der ein Thor ſein, der nicht anerkennen wollte, 
daß in der Geſammtſituation das das Entſcheidenſte ſein könnte, daß 
in dem Augenblicke, wo ein ſolcher Kampf auszubrechen droht, ein 
anderer ernſter und großer Kampf eine Kriſis heraufbeſchwört, die für 
die Regierung wie für die bisherige nationale Majorität ebenſo ver⸗ 
derblich wie unklug geweſen wäre. Dieſes mitwirkende Motiv auszu⸗ 
i iſt, wenn man offen über die Sache verhandeln will, was dem 
bg. Windthorſt ja ſo dringend nothwendig erſcheint, die Pflicht eines 
Jeden, der bei dem Zuſtandekommen dieſes Kompromiſſes betheiligt 
war. (Lebhafter anhaltender Beifall.) i 
Abg. Windthorſt: Alſo die Vereinbarung mit der Regierun⸗ 
war nothwendig, weil ſonſt der „Kulturkampf“ möglicherweise eine 
Unterbrechung gefunden hätte. (Widerſpruch). Hat das Haus es an⸗ 
ders verſtanden? Es iſt ſehr gut, daß dieſes klar und beſtimmt aus⸗ 
geſprochen wird. Alſo um den vermeintlich nothwendigen Kulturkampf 
zu führen, darum giebt die nationalliberale Partei das Budgetrecht 
auf, (Heiterkeit) darum hewilligt ſie dauernd eine Armee, die für den 
Krieg, aber ſicher nicht fur den Frieden nothwendig ist. Es iſt recht 
gut, daß das Volk erfährt, wie man hier vorgeht; es iſt gut, daß das 
ganze Volk es hört, es iſt aber aud) gut, daß namentlich die Katholiken 
es hören (Bewegung), daß man die Dienftzeit auf 3 Jahre ſtahilirt, 
während das ganze Volk eine zweijährige Dienſtzeit will. (Wider⸗ 
ſpruch des Abg. Lasker.) Der Abg. Lasker kann mir nachher antworten; 
die Unterbrechung daß meine Behauptung unwahr ſei, weiſe ich ent⸗ 
ſchieden zurück. (Abg. Lasker: Das habe ich nicht geſagt; jedes Wort 
wird entſtellt.) Der Präſident bittet, den Redner nicht zu unter⸗ 
brechen. Der Kulturkampf iſt alſo der geheime Artikel. Ich wußte es 
längſt, aber es i gut, daß es fo klar und fo beſtimmt ausgeſprochen 
worden iſt, und wenn meine Reden immer einen ſo guten Erfolg haben, 
wie die vorige, dann kann ich froh fein. (Heiterkeit) Der Vorredner 
glaubt die Methode der Verhandlung hinter dem Rücken des Parla⸗ 
ments damit rechtfertigen zu können, daß er ſie von mir gelernt hätte. 
(Heiterkeit Wenn er das von mir gelernt hat, fo iſt es darum nicht 
an ſich gut. (Stürmiſche Heiterkeit.) Ich ſage das mit Vorbehalt und 
Vorbedacht. Der veehrte Herr hat von mir nichts lernen können, Ich 
habe allerdings in meinem ganzen Leben keinen Zweifel darüber haben 
können, daß, wenn man mit mehreren Männern oder mehreren Fak⸗ 
toren zuſammen etwas zu Stande bringen ſoll, man ſich mit ihnen 
verſtändigen muß. Ich habe nichts dagegen, wenn die Herren aus der 
früheren miniſteriellen freikonſervativen Partei bei Gelegenheit eines 
Krankenbeſuches beim Herrn v. Bismarckſeine politiſchen Rathſchläge in 
Empfang naymen; ſie haben es auch gleich in die Zeitung geſetzt. (Heiter⸗ 
keit.) Der Abg. ». Bennigſen hat uns von alledem, was er verhandelt 
hat, nichts mitgetheilt als das Reſultat, und das gerade finde ich abſolut 
verwerflich. Ich heanſtande es, daß auf die Entſchließungen dieſes 
Hauſes Momente wirken, welche nicht zur Kenntniß Aller gekom⸗ 
men ſind. Auch der Herr Präſident unſeres Hauſes hat Kon 
ferenzen gehabt, das iſt in offiziellen und offisiöfen Blättern gemeldet, 
und es iſt geſagt, dieſe Konferenzen beziehen ſich auf die Militärvor⸗ 
lage. Wenn der Präſident als ſolcher offizielle Konferenzen hat, dann 
iſt es an der Zeit, daß uns der volle Inhalt derſelben mitgetheilt wird. 
(Präſident von Forckenbeck ſchüttelt verneinend den Kopf.) Der 


Sprecher in England hätte ſolche Konferenzen entweber überhaupt ah⸗ 


gelehnt, oder dem Hauſe mitgetheilt, was er gehört. Auch gegen die 
Verhandlungen des Abg. v. Bennigſen habe ich nichts, wenn uns nur 
der Inhalt mitgetheilt worden wäre, damit wir wüßten, was auf 
feine und feiner Partei Entſchließungen einwirkt. Es hat ſich aber 
nicht um eine einfache Beſprechung gehandelt, ſondern um einen for⸗ 
mellen Abſchluß. Das hat ſich ganz deutlich gezeigt, als uns hier die 
tragikomiſſe Szene aufgeführt wurde; als der Abg. v. Bennigſen die 
Regierung beſchwor, das Kompromiß anzunehmen, da wurde uns das 
Akzept offiziell redigirt vorgelegt. Das war nicht ganz geſchickt, aber 
es war doch fo. (Heiterkeit) Neulich hat der Präſident des Reichs⸗ 
kanzleramtes erklärt, die Regierung nehme nicht eher Stellung, als bis 
die zweite Leſung beendet iſt. Hier hat ſie Stellung genommen, che 
die zweite Leſung angefangen hat. Es iſt ein Paktum abgeſchloſſen 
zwiſchen der nationalliberalen Partei und der Regierung; es handelt 
ſich hier nur um die Akzeptation. Die ganze Debatte über das Mili⸗ 
tärgeſetz iſt alſo nichts als eitel Schein, denn die Sache iſt fertig und 
wir können nichts daran ändern. Das iſt heute die Stellung des Par⸗ 
laments. Wenn ich in Hannover ſo etwas verſucht hätte, dann würde 
mir Abg. v. Bennigſen bald heimgeleuchtet haben. Gegen die juriſtiſche 
Deduktion des Vorredners aus der Verfaſſung muß ich mich ent⸗ 
ſchieden verwahren. Ich behaupte, die jetzige Organiſation beſteht 
allerdings nach dem Reglement faktiſch, aber nicht geſetzlich, und es iſt 
durchaus nicht illoyal dabei eine Aenderung zu verſuchen. 
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Präsident v. For ckenbec: Der Vorredner hat die en 


erwähnt, welche ich mit Sr. Majeſtät dem Kaiſer ge habt habe. Da⸗ 
rauf erwidere ich, daß ich mir und meinen Nachfolge rn im Amte det 
Bräfidenten das Recht wahren muß, nach ihrem eigenen Wiſſen und 
mit ihrer eigenen Verantwortung zu beſtimmen, an welchen Konferen⸗ 
zen ſie theilnehmen wollen, ob ſie ſich darüber auslaſſen wollen und 
wie weit fie ſich darüber auslaſſen wollen. Ich erkenne in dieſer Bor 
ziehung können Richter über mir an. (Beifall.) 
Abg. Frhr. v. Stauffenberg: Der Herr Abg. Windthorſt 
erklärt es einerſeits für ſehr günſtig, daß dem Lande die Motive dez 
Kompromiſſes offen dargelegt ſeien, und mit demſelben Athemzuge 
macht er unſerer Partei den Vorwurf, heimlich und hinter dem Rücken 
des Reichstages mit der Regierung verhandelt zu haben. Herrn 
v. Bennigſen wirft er vor, daß er nur darum den Konflikt habe ver 
meiden wollen, um den Kultarfampf weiter kämpfen zu können. Ich 
habe nicht gehört, daß Herr v. Bennigſen das Wort „Konflikt“ ge 
braucht hat; den Ausdruck „Kulturkampf“ hat er beſtimmt nicht ange⸗ 
wendet. Wenn derſelbe Herr fagt, die Annahme des 8 2 wipderſtrehe 
dem Bubgetrecht, fo beſtreite ich dies, denn ſonſt müßte jedes Organ 
ſationsgeſetz das Bupgetrecht vernichten. Ohne die 88 2, 3 u. ſ. w. 
wäre das Geſetz ein Unding. Ebenſo unrichtig iſt die Behauptung 
der $ 2 enthalte daſſelbe wie 8 1; erſterer iſt nur eine Erfüllung de! 
Art. 61 der Reichsverfaſſung, indem er die Militärorganiſation ge 
ſetzlich regelt. Der 8 2 hat auch im Lande nicht die geringſte gegne⸗ 
riſche Bewegung hervorgerufen, obſchon bekannt war, daß die Kom 
miſſion ihm zugeſtimmt habe. — Herr v. Mallinckrodt legte geſtern 
auf die Volksverſammlung in München ſo großes Gewicht, deren 
Stärke er auf 3000 Menſchen angab. In einem mir vorliegenden 
ultramontanen Blatte ift die Zahl ſchon auf 4000 angewachſen, nach 
einem anderen Berichte betrug ſie nur 2000. Ich konſtatire, daß die 
Verſammlung von den katholiſchen Vereinen Münchens berufen war 
und von deren Mitgliedern und Sozialdemokraten beſucht war. Alt 
einziger Redner trat der Redakteur des bairiſchen „Vaterlandes“ Or. 
Sigl auf und eine Reſolution der „katholiſchen Wähler“ wurde ein, 
ſtimmig angenommen, nachdem auf Antrag eines Sozialdemokraten 
das Wort „katholiſch“ geſtrichen war. Ich theile dies nur mit, Pe 
flexionen knüpfe ich nicht daran. 
Abg. Reichenſperger (Krefeld): Heute legen Sie ſo großen 
Gewicht auf Demonſtrationen und Petitionen von außen: bei eine 
früheren Gelegenheit wieſen Sie diefelben einfach mit den Worten zu 
rück, man wiſſe, wie das gemacht werde. Dem Herrn Präſidenten 
möchte ich bemerken, daß Herr Windthorſt keineswegs die Verſtändie 
gung tadeln wollte, ſondern nur ausdrücklich hervorhob, daß hier A 
machungen weitgehender Art ſtattgefunden haben, die ſich nicht nur 
auf einen beſtimmten Paragraphen, ſondern auf ein ganzes Syte 
erſtreckten. Wenn das wahr iſt — und es iſt dies ja noch nicht wi. 
derlegt worden —, fo ſtelle ich mich auf denſelben Standpunkt. Waß 
dann den Kulturkampf betrifft, jo muß dieſes abgenutzte und ge 
ſchmackloſe Wort immer dann herhalten, um, wenn alle Stränge 
reißen, eine Majorität zu ſichern. Dieſer Kulturkampf war nun ein 
Hauptmotiv für das Abkommen zwiſchen der Regierung und der 
nationalliberalen Partei, für die völlige Verkümmerung des Budget | 
rechts. Allein ich ſehe überhaupt keinen Kampf, ich ſehe nur einen 
Angriff auf der einen Seite, Duldung auf der andern. (Sehr wahr“ 
im Zentrum) Auf der einen Seite ſperrt man ein, ſetzt ab, entzieht 
die Gelder, ſchreibt vor, welche Geſellſchaften man beſuchen ſoll oder 
nicht, auf der andern läßt man es ſich gefallen und thut keinerlei Un 
bill den Angreifern. Da ſehe ich doch nichts von Kampf, er wär 
denn derartig wie in Rom, wo man dem Einen ein Schilfrohr gab, 
dem Gladiator die volle Bewaffnung. Was Sie hier Kulturkampf 
nennen, bezeichnen Millionen loyaler Unterthanen einfach als Verfok) 
gung der Kirche. (Lebhafter Beifall im Zentrum.) # 
Abg. Lasker: Der Abg. Windthorft hat die Gewohnheit, mit 
ſeinen Ohren nach allen Seiten hin zu hören, und wenn er ein Won 
erlauſcht, ſofort darüber herzufallen; ich und meine politiſchen Freunde 
geben ihm nur ungern Stoff für ſeine verletzenden Reden. Wenn ich 
höre, daß Herr Windthorſt aus Mangel an hinreichendem Verſtänd 
niß eine Rede, die er ſoeben gehört hat, vor demſelben Publſtum wi 
Worten wiedergiebt, die nicht darin vorgekommen find, ſo rufe ich 
ihm entgegen, daß er etwas anderes ſagt, als er eben gehört hat. Si 
ſtellte er ſoeben die Sache fo dar, als ob ich zweijährige Dienſtzeſt 
verſprochen hätte. Das iſt mir nicht eingefallen; aber es iſt einmal 
die Methode des Herrn, Jemandem Worte zu entlocken und diefelhen 
dann in ſeiner Art zu verwerthen, freilich weniger zum Nutzen im 
Haufe als außerhalb, beſonders da er Mer dann meiſt Reklamationen 
und Widerſpruch dagegen hervorruft. Herr Windthorft ſagt, 9 2 fü 
eine Vergewaltigung und will die Orgamſation des Heeres auch nur 
für 7 Jahre. Wenn wir $ 1 bewilligten im Sinne des Budgets, fr 
war dies eben nur eine Bewilligung auf mehrere Jahre hinaus, aber 
es iſt noch Niemanden eingefallen, ein Organiſationsgeſetz nur auf! 
Jahre zu geben. Dieſe Feſtſtellung iſt keine einſeitige Konzeſſion, for 
dern eine beiderſeitige. In Preußen entſtand der Konflikt gerade 
darum, weil die Militärverwaltung die Organiſation außerhalb 0 
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Geſetzes und allein vornehmen wollte. Formell konnte ihr dieſel 
Recht nicht abgeſtritten werden, materiell aber dürfte fie die Organ 
ſation nur vollziehen mit den ihr im Budget bewilligten Mitteln und 
darum war es Forderung der liberalen Parteien, eine geſetzliche Fell 
ſtellung der Organiſation zu bewirken. Ich ſelbſt habe im Jahr 
1867 geſagt, daß die Militärvexrwaltung fi wohl ſchwerlich dazu vel 
gehen werde, ihre bisherige Machtvollkommenheit ſoweit zu heſchrän⸗ 
en, daß die Zahl der Bataillone u. ſ. w. geſetzlich feſtgeſtellt werde 
Heut wird uns dies als Servilismus ausgelegt und geſag, 
wir brächten dieſen Preis entgegen für ein gewiſſes Syſten 
in der übrigen Politik. Herr Reichenſperger faßte die Rebe 
des Herrn v. Bennigſen jo auf, als ob in dem Abkom⸗ 
men mit der Regierung nicht nur das Militärgeſetz, ſondern eln 
ganzes Syſtem der Geſetzgebung behandelt worden, und ſprach die 
Beſorgniß aus, daß die geſetzgeberiſche Bewegung auch in Bezug auf 
die Kirche mit in Betracht gezogen worden ſei. Ich habe dies aud 
den Aueßerungen des Hrn. v. Bennigſen nicht hergusgehört, aber id 
will in meinem und meiner Fraktion Namen erklären, daß nicht mil 
einer Silbe daber die Rede geweſen ift, von irgend einem andern 
Zweige der Geſetzgebung. Daraus werden Sie ſchließen, daß für de 
Majorität hier im Haufe kein anderer Erwägungsgrund maßgebend 
geweſen iſt, als das Geſetz ſelbſt. Stellen Sie doch nicht die Lage h 
dar, als oh wir, um irgend etwas Anderes zu erreichen, Opfer Brit 
gen, die mit dem Geſetz nichts zu thun haben. Es iſt unſer beſtimmig 
Grundſatz, jedes Geſetz nur auf der Grundlage zu würdigen, auf der g 
gewürdigt zu werden verdient, Koalitionen von Geſetzen kennen ut 
nicht. Herr Reichenſperger mag ſelbſt begreifen, wie gefährlich es 0 


wenn ein großer Theil der Bevölkerung des Landes erklärt, den Gl 
ſetzen keinen Gehorſam geben zu wollen. Ein ſolcher Ausspruch mil 
nothwendig auf die Freiheit des Landes im Ganzen ſehr ſchädlich wir 
ken. Ich bedaure, daß dadurch auf der andern Seite eine Stimmung 
hervorgerufen wird, die nicht gleiche Bürgſchaft für die Freiheit Ale 
bietet, wie vorher. Aber wir ſuchen dies zu hemmen und zu dämmen 
daß nicht dieſe verbitterte Stimmung auf Gebiete hinüberſpiele a 
die ſie nicht gehört. Man kann aber nicht auf der einen Seite den 
Geſetzen Trotz bieten, auf der anderen auf Grund einer konſervakiven 
Partei handeln wollen. Eine ſolche Partei iſt wenigſtens für diele 
Sade derßegegneriſchen Intereſſen der moraliſche Urheber, 
eifall. N 

Abg. v. Mallinckrodt: Ich danke dem Herrn v. Stauffenhel 
für das gute Zeugniß, das er meinen Ziffernangaben durch ſeine ur 
gaben ausgeſtellt hat. Denn aus der Maximalziffer 4000 und del 
Minimalziffer 2000 ergiebt ſich als Durchſchnittszahl die von mir am 
gegebene Ziffer von 3000. Uebrigens irrt er, wenn er meint, ich In 
der Münchener Verſammlung großes Gewicht bei; ich wollte dam 1 
nur beweiſen, daß man leicht gegenüber den für das Geſetz ſtimmendel 
Verſammlungen die doppelte und dreifache Zahl von ſolchen anführen 
könne, welche das Geſetz verwerfen, und mag nun die München 
Verſammlung aus Katholiken oder Sozialdemokraten beſtanden haben 
jedenfalls iſt meine Behauptung, daß ein großer Theil des Volkes die 
Geſetz nicht wil, ſo lange richtig, als Herr Stauffenberg mir nich 
beweiſt, daß jene Leute nicht auch ein Theil des Volkes find, Her 
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Zahl der jetzt vorhandenen Offiziere bei Weitem nicht ausreichend. 
Die Zahl der Reſerve⸗ und Landwehrofftztere reicht nicht aus, um die 
entſtandenen Lücken auszufüllen und man iſt genöthigt, zu den Unter⸗ 
offizieren zu greifen, nicht zum Vortheil des Dienſtes. Dies haben wir 
in beſonders empfindlicher Weiſe im letzten Kriege erfahren; in der 
Schlacht von Bionpille z. B. find bei einem einzigen Armeecorps 310 
Offiziere getödtet oder verwundet worden und nur 170 übrig geblie⸗ 
ben. Meine Herren, wenn wir die Offizierſtellen nicht vermeh⸗ 
ren, ſo kommen wir bei einem künftigen Kriege in eine ſehr 
ſchlimme Lage und deshalb bitte ich Sie, die Regierungsvorlage wie⸗ 
derherzuſtellen. 

Abg. v. Benda: In der Kommiſſion waren wir der Anſicht, 
daß die Bewilligung der Mittel für die Offizierſtellen in den Etat 
ebenſo gehöre, wie die Bewilligung der Mittel für die Beamtenftellen. 
Bei der Etatéberathung wird daher die Frage nach der dritten Se 
kondelieutenantsſtelle erledigt werden müſſen. Deshalb empfehle ich 
Ihnen den $ 4 in der Faſſung der Kommiſſton. 

Abg. v. Bonin: Es iſt geſtern von dem konfeſſionellen Gegen⸗ 
ſatze in der Armee und einem Gegenſatz zwiſchen Offizieren und 
Mannſchaften geſprochen und bemerkt worden, die Offiziere bezögen 
in Erfüllung der Militärpflicht noch ein Gehalt. M. H., das bekom⸗ 
men auch die Mannſchaften. Der Offiziersſtand iſt der Träger des 
Geiſtes unſeres Heeres; hüten wir uns deshalb, einen Gegenſatz 
en dem Offiziers⸗ und Mannſchaftsſtande in unſerem Heere her⸗ 
vorzuxufen. 5 > 

Abg. v. Mallinckrodt: Ich hahe geſteru nicht von dem Gegen⸗ 
ſatze zwiſchen Offizieren und Mannſchaften geſprochen, ſondern bemerkt, 
daß der Offizier die Laſten des Bürgers nicht zu würdigen verſteht, 
der aus dem bürgerlichen Leben für eine Zeit lang herausgenommen 
wird, um feine Militärpflicht zu leiſten. Von einem konfeſſionellen 
Gegenſatze in der Armee habe ich auch nicht geſprochen; ein ſolcher iſt 
bis jetzt, Gott ſei Dank, nicht hervorgetreten; ich wünſchte nur, daß 
es immer ſo bliebe. Allerdings ſind Ausnahmen bereits hervorgetreten. 
Ich kann jedoch nicht glauben, daß es die Abſicht der höheren Behörde 
iſt, daß z. B. Unteroffiziere aus dem Dienſte entlaſſen werden, weil 
ſie dem Wunſche des Kommandeurs entgegen ſich vom katholiſchen und 
proteſtantiſchen Pfarrer trauen laſſen. Solche Fälle ſind ber its mehr⸗ 
fach vorgekommen und ich bin bereit, wenn es verlangt wird, Namen 
zu nennen. a 

Staatsminiſter v. Kamecke: Ich halte aufrecht, daß es in un⸗ 
ſerer Armee keine konfeſſionellen Unterſchiede giebt und daß ihre Ein⸗ 
heit bewahrt werden muß. Ueber Einzelfälle, welche in der Debatte 
erwähnt werden, kann ich nicht Rede ſtehen. Wären dieſelben in einer 
Interpellation zur Sprache gebracht, würde ich vorausſichtlich dieſel⸗ 
den in einem mit meinen vorjährigen Erklärungen übereinſtimmenden 
Sinne erläutern können. - 5 5 

Schröder (ippfladt) proteſtirt dagegen, als ob irgend einer 
Partei im Hauſe daran gelegen ſei, Zwieſpalt zwiſchen Offizier und 
Mannſchaften zu ſäen. 


e machte dann dem Abg. Windthorſt den Vorwurf, derſelbe 
ale um den von Herrn v. Bennigſen ausgeſprochenen Gedanken zu 
bhduziren, ein Wort gebraucht, das jener Herr nicht geſprochen 
rob Herr v. Bennigſen ſprach von dem Kampfe, welcher der Regie⸗ 
be. aufgedrungen fer von der römischen Kurie. Wenn Sie ſich ver⸗ 
EN wärtigen, daß Herr v. Bennigſen im preußiſchen Abgeordneten⸗ 
ec ausdrücklich hingewieſen hat auf den großen ſchwebenden Kaltur⸗ 
ji dann dürfte wohl Niemand darüber zweifeln, daß Her: Windt⸗ 

enn er das Wort „Kulturkampf“ gebrauchte, Hrn. v. Bennigſen 
zu nahe trat. Herr Lasker hat weiter desavouirt, daß bei der Ver⸗ 
11105 ng der Regierung und ſeiner Partei von einem Syſtem die Rede 
son jet, das über die Grenzen des Militärgeſetzes hinausginge. Ich 
hre m dankbar dafür, ſeine Bemerkung war nicht ganz überflüſſig: 
igſtens habe ich von anderer unparteiiſcher Seite gerade entgegen⸗ 
fahl Glocken läuten hören. Für mich iſt dadurch feſtgeſtellt, daß 
en der Partei als ſolcher und zwiſchen der Regierung keine an⸗ 
120 Leiſtungen ins Auge gefaßt worden ſind. Wenn Herr v. Ben⸗ 
60 noch ſeinerſeits hinzufügen wollte, daß auch zwiſchen den han⸗ 
luden Perſonen ein derartitzes Thema nicht Gegenſtand der Erörterung 
jefen iſt, ſo würde ich noch weit beruhigter fein. (Heiterkeit) Wenn 
lich Herr Lasker nicht unterlaſſen konnte, auch ſeinerſeits einen Blick 
f den Kultur⸗Kampf zu werfen und meiner Partet vorzuhalten, wie 
henklich es auf die geſammte Entwickelung der ſtaatlichen Verhältniſſe 
lrlen müſſe, wenn ein großer Theil der Landesangehörigen erklärt, 
u Geſetzen nicht Folge leiſten zu können, jo iſt dies allerdings ein 
zanerlicher Zuſtand, der die Autorität des Geſetzes ſchwächt i a 
ob dieſer 


gen, während er im Allgemeinen proklamirt, daß den Gesetzen bis 
uf dieſen Punkt Gehorſam zu leiſten ſei, dann trifft der Vorwurf 


gen Sie ni aß 1 0 N 
lid die Nothwendigkeit der Verſtändigung betont, was im Weſenk⸗ 
den Annahme des Geſetzes bedeutet, und es wird dies motivirt unter 


eis auf Im übrigen ſei die Kommiſſionsſitzung ſchon 


deshalb vorzuziehen, weil fie eine wiederholte Prüfung dieſer Frage 
bei der Budgetberathung herbeiführte; die Vermehrung der Stellen 
werde dem Avancement ſchaden. Graf Bethuſy⸗Huc fürchtet 
von einer mangelnden Fixirung der Sekondelieutenantsſtellen einen 
geringeren Zufluß zu der Offtzierskarriere. Generalmpjor v. Voigts⸗ 
Rheetz erklärt, daß zwar eine Schädigung des Avancements voraus⸗ 
ſichtlich eintreten werde, die von ihm bereits dargelegten Schäden des 
Mangels an Leutenants aber dieſen Nachtheil weit überwögen. 

Nachdem Referent Miquel wiederum darauf anfmerkſam ge⸗ 
macht, daß die Regierung aus Mangel an qualifizirten Perſonen noch 
gar nicht im Stande ſei, allen Kompagnien drei Sekondetieutenants 
zu geben, erklärt er es für auffallend, daß alle Debatten über die 
Militärangelegenheiten in Kirchenſtreitigkeiten ausarteten. Er als 
Referent werde auf letztere nicht eingehen; das könne er nur falls er 
Grund habe, anzunehmen, daß dieſelben Einfluß auf die Ahſtimmung 
übten; ſolchen Grund habe er nicht, da er keinem Redner Motive un⸗ 
W dürfe, die nicht ausdrücklich ausgeſprochen ſeien. (Hei⸗ 
terkeit). 2 

8 4 wird ſodann angenommen in der Faſſung der Kommiſſion, 
Al. 1 gegen die Stimmen der Reichspartei und Konfervaliven. - 

Die Debatte über die 8 5 und 6 wird zufammengeſaßt; dieſelben 
lauten in der Kommiſſionsfaſſung: . a ; x 

8 5. Das Gebiet des Deutſchen Reiches wird in militäriſcher 
Hinſicht in 17 Armeecorpebezirke eingetheilt. Unbeſchadet der Souve⸗ 
ränitätsrechte der einzelnen Bundesſtaaten find die kommandirenden 
Generale die Militärbefehlshaber in den Armeecorpsbezirken. Als 
Grundlage für die Organiſation der Landwehr, ſowie zum Zwecke der 
Heeresergänzung werden die Armeecorpsbezirke in Diviſions⸗ und 
Brigadebezirke und dieſe, je nach Umfang und Bevölkerungszahl, in 
Landwehrbataillons⸗ und Landwehrkompagniebezirke eingetheilt. 

§ 6. Die Kriegsformation des Heeres, ſowie die Organiſation 
des Landſturmes beitimmt der Kaiſer. Alle bereits im Frieden zur 
ſchleunigen Ueberführung des Heeres auf den Kriegsfuß erforderlichen 
Vorbereitungen ſind nach den Beſtimmungen des Kaiſers zu treffen. 
705 e der Landſturmpflichtigen werden durch ein Ge⸗ 

etz geregelt. 0 5 i 

Die Vorlage will die Regelung der Dienſtverhältniſſe des Landſturms 
kaiferlicher Verordnung vorbehalten. Referent Miquel glaubt, daß ein 
ſolches Geſetz keinen Schwierigkeiten im Reichstage begegnen werde 
und hält daſſelbe für wünſchenswerth, um die Befügniſſe des Bundes⸗ 
raths und des Kaiſers genau zu trennen. Frhr. v. Maltzahn weiſt 
darauf hin, daß der Landſturm nur in außerordentlichen Umſtänden 
ins Leben trete und bei ſeinem dadurch veranlaßten unbeftimmten Cha⸗ 
rakter ſich der geſetzlichen Beſtimmung entziehe. Bundesrathskommiſſar 
Major Blume beſtätigt dieſe Anſchauung und erklärt es für wün⸗ 
ſchenswerth, für außerordentliche Umſtände nicht von geſetzlichen 
Schranken umgeben zu fein, welche die Verwendung des Landſturms 
gerade da unmöglich machen könnte, wo ſie BES ſei. 

Bei der Abstimmung, welche die Annahme der 88 5 und 6 ergiebt, 
erklären ſich die Konſervativen, Reichspartei und einige Nationallibe⸗ 
rale (3. B. Gneiſt) gegen den letzten Satz des 8 6. ö g 

8 7 lautet nach dem Vorſchlage der Kommiſſion: „Die Beſtim⸗ 
mungen über die Zulaſſung zu den Stellen und Aemtern des Heeres, 
ſowie über das Aufrücken in die höheren Stellen, erläßt der Kaiſer. 
Zu der Stelle eines richterlichen Militär⸗Juſtizbeamten kann nur 
berufen werden, wer die Befähigung zur Bekleidung eines Richter⸗ 
amtes in einem Bundesſtagte erworben hat. Perſonen, welche aus 
dem Heere ausſcheiden, bedürfen zum Tragen der Militäruniform der 
Genehmigung desjenigen Bundesfürſten oder Senates, von welchem 
die Offiziere des Kontingents ernannt werden.“ 5 f 

Die Regierungsvorlage ſtellt im Al. 2 dem Tragen der Militär- 
uniform die Führung von militäriſchen Dienſttiteln gleich und bezeich⸗ 
net die ertheille Genehmigung zu beiden als widerruflich. General⸗ 
major v. Voigts⸗Rheetz giebt die Erklärung ab, daß bei dieſen Beſtim⸗ 
mungen nicht an etwaige politiſche, ſondern nur an gemeine Verbrechen 
inaktiver Offiziere gedacht ſei. Trotz des Widerſpruchs des Abg. 
von Maltzahn und von Etzel wird der vom Referent Mi⸗ 
quel und don Mallinckrodt vertheidigte Kommiſſionsantrag 
angenommen. a Ä 

8 8 lautet nach der von der Kommiſſion akzeptirten Vorlage: „Die 
Vorſchriſten über die Handhabung der Disziplin im Heere werden 
vom Kaiſer erlaſſen.“ 

Hafenclever und Genoſſen beantragen folgende Faſſung: 
„Die Vorſchriften über die Handhabung der Disziplin im Heere wer⸗ 
den durch ein Geſetz geregelt.“ Abg. Haſſelmann glaubt damit 
nur eine Forderung aller liberalen Parteien, die Herſtellung des 
Rechtsſtaats zu erſtreben; er wolle keinen Staat im Staate, die mili⸗ 
täriſche Disziplin ſei grauſam und veraltet. 
Unruhe des Hauſes kaum verſtändlich iſt, fährt fort: „es iſt mir gleich, 


lichen aneignen. Ferner hat der Abg Windthorſt geſagt, auch wir 
Hannover haben einen dauernden Militäretat abgeſchloſſen, aber 
fi bei Berathung des Budgets. Ich weiß nich', ob das richtig iſt, 
er dauernde Militäretat, den der Abg. Windthorft als Miniſter in 
hannover vorgelegt hat, war nichts Anderes, als ein dauerndes 
hufdquantum, das aber tft etwas ganz Anderes, als was wir hier wol⸗ 
it. M. H., die Friedensorganiſation des Heeres iſt doch lediglich 
us Mittel, um zu der Kriegsorganiſation zu gelangen und aus dieſem 
unde empfehle ich Jenen die Annahme des 8 2. 

Nach einigen perſönlichen Bemerkungen der Abg. Windthorſt und 
Miguel wird § 2 mit allen Stimmen gezen die des Zentrums, der 
len, Sozialdemokraten und Elfäſſer angenommen. 


83 wird ſodann ohne Diskuſſion mit derſelben Majorität ge⸗ 


Aus 2 bis 3 Diviſionen mit den a e d Artillerie⸗, Pio⸗ 


ner und Train⸗Formationen wird ein 2 


in 8 4 zu jeßen: 
Die Regierung könne dann bei Auf⸗ 


üſtellen. 

General⸗Major v. Voigts⸗PNheetz: Die verbündeten Regierun⸗ 
gen haben beantragt, bei jeder Compagnie wieder 3 Secondelieute⸗ 
lants anzuſtellen, weil ſich die Verhältniſſe weſentlich geändert haben. 
Die ganze militäriſche Erziehung iſt eine andere geworden; beſonders 
] “fordert die neue Schußwaffe eine eingehendere Inſtruktion der Leute. 
Während der Infanteriſt früher nur 10 Patronen bei ſich führte 
mmi er jetzt in die Lage, 80, 100 oder 150 Schüffe abzufenern. Für 
die Ausbildung der Leute im Schwimmen, Turnen und Fechten iſt die! 


und wer an denen noch nicht genug hat, mag ſich nach der 


ihr Beſchwerderecht verkümmern. 


Redner, der unter der 


ob Sie mich hören wollen oder nicht (Heiterkeit); aber ich werde reden, 
denn es handelt ſich um Zuſtände, in denen die Kinder des Volks zu 
Tode gequält werden. (Oho!) Ich werde Ihnen Beiſpiele 8 

itzung 
bei mir melden“ (Große Heiterkeit.) Der Redner führt verſchiedene 
Beiſpiele von grauſamer Behandlung an und zieht ſich vom Präſiden⸗ 


ten Fürſten Hohenlohe einen nachträglichen Ordnungsruf zu, während 


General von Voigts⸗ Rheetz ſich jeder Erwiderung auf die eben 
gehörte Rede überhoben glaubt. : 

Abg. Lasker: Diejenigen, welche die Reden des Abg. Haſſelmann 
verfolgt haben, werden zugeben, daß es überflüſſig Worte machen hieße, 
wenn man das widerlegen wollte, was der Herr zuſammenſtellt; ich 
wollte nur das Wort ergreifen, um nach außen hin nicht die Meinung 
zu erregen, daß dieſe Reden, die unter dem Schutze des Privilegiums 
ſtehen nach außen ſtraflos mitgetheilt zu werden, gar keine Erwiderung 


zuließen. Der Antrag des Vorredners hat mit feiner Rede abſolut 


nichts zu thun und giebt ihm nur den äußeren Anhalt dazu eine Rede 
zu halten. Der Vorredner darf ſich alſo auch nicht wundern, wenn 
das Haus ihm einmal das Wort nicht verſtattet, denn wir haben 
ſchon oft erlebt, daß ſeine Reden und ſeine Anträge nichts gemeinſam 
hatten. Die Vorfälle, welche der Vorredner mittheilte, ſind Akte der 
größten Rohheit und Brutalität, die bei einer ſo großen Körperſchaft 
wie die deutſche Armee kaum je verſchwinden werden. Sind fie denn 


nun gar nicht ſtrafbar? Das Militär⸗Strafgeſetzbuch ſetzt für der⸗ 


gleichen Mitzhandlungen die härteſten Strafen feſt und bedroht die 
Vorgeſetzten mit einer hohen Sul welche den Gemißhandelten 

Der Vorredner hat aber die 
. daß eine ſtrafrechtliche Unterſuchung 
nicht ſtattgefunden hätte. Mehr als Geſetze machen unp ſie anwenden, 
können wir nicht thun. Wir ſind nicht im Stande die Armee aus lau⸗ 
ter tugendhaften und unfehlbaren Menſchen zuſammenzuſetzen. Die Mi⸗ 
litärverwaltung kann für ſolche Rohheiten nicht verantwortlich gemacht 
werden, ebenſowenig wie ich den Abg. Haſſelmann dafür verantwortlich 
mache, daß ſeine Partei in der ſchlimmſten und brutalſten Weiſe öffentliche 


Behauptung nicht gewagt, 


Verſammlungen ſprengt, ſo lange er nicht dieſe Rohheiten billigt. 


Der Reichstag weist alſo den Vorwurf zurück, daß ihm dergleichen 
Rohheiten gleichgiltig ſeien; er hat feinen Willen in den Geſetzen nie⸗ 


dergelegt und wird nicht im Namen der Freiheit Beſtrebungen fördern, 
die zur äußerften Zügelloſigkeit und Geſetzloſigkeit führen. (Beifall.) 


Nach einigen perſönlichen Bemerkungen wird der Antrag Haſen⸗ 


clever abgelehnt (dafür iſt Ewald) und 8 8 unverändert genehmigt. 
Damit iſt der 1. Abſchnitt des Militärgeſetzes erledigt. 


Um 5 Uhr vertagt ſich das Haus bis Donnerſtag 11 Uhr. 


Loküles nnd Propiuztelles 
Poſen, 16. April. 
— Zur Ausführung der Kirchengeſetze. Der mehrfach be⸗ 


reits erwähnte Pfarradminiſtrator Grabowski in Chludowo iſt 
wegen wiederholter unbefugter Vornahme von Amtshandlunge vom 
hieſig n Kreisgericht zu 45 Thlr. Geldbuße, event. 2 Wochen Gefängniß 
verurtheilt worden. 


* Frauſtadt, 14. April. [(Gefängnißhaft. Sezirung.] 


Als der Vikar Späth aus Hinzendorf vor einigen Monaten eine Ge⸗ 
fängnißſtrafe von 3 Wochen; wegen unbefugter Vornahme von kirch⸗ 
lichen Amtshandlungen abzubüßen hatte, machten ultramontane Zei⸗ 
tungen einen großen Lärm darüher, daß derſelbe mit einem anderen 
Gefangenen „wie ein gemeiner Verhrecher“ in einer Zelle ſitzen müſſe. 
Bei der diesmaligen Inhaftirung deſſelben zu ſechs Wochen Gefäng⸗ 
niß, wurde ihm die Wahl gelaſſen, 
einem anderen Gefangenen die Zelle theilen wolle. 
vorzog, mußte er ein Protokoll unterzeichnen, in welchem dieſer Wunſch 
ausdrücklich erwähnt war. g | 
Poſtbeamten. — In Bukwitz bei Frauſtadt ſtarben am dritten Oſter⸗ 
feiertage ein Mann und ſeine Frau kurz hintereinander. Es hatte ſich 
das Gerücht verbreitet, ſie hätten das Fleiſch einer Kuh die an 
Milzbrand gelitten, gegeſſen, und wären davon erkrankt und geſtorben 
In Folge deſſen wurde von der hieſigen Gerichts⸗Deputation die Aus⸗ 
arabung der Leichen veranlaßt und dieſelben einer Sektion unterwor⸗ 
fen. Letztere ergab, daß ( 
ſches, aber doch auch keines natürlichen Todes geftorben ſeien. Der 
wahre Grund des Todes konnte 
a und ſoll die Analyſe der betreffenden Körpertheile denſelben 
ergeben. 


ob er allein ſitzen oder mit noch 
Als er Letzteres 


Er theilt ſeine Zelle mit einem früheren 


ſie zwar nicht in Folge des genoſſenen Flei⸗ 


bei der Sezirung nicht feſtgeſtellt 


g. Von der Orla. [Ein Giftſtoff.] Wohl ist es jedem Haus⸗ 


und Landwirthe genügend bekannt, daß die im Keller aufbewahrten 
Kartoffeln namentlich Ende des Winters gewöhnlich lange Keime trei⸗ 


ben, aber nicht genugſam bekannt dürfte es fein, daß ſolche Keime 


einen Giftſtoff, das ſogenannte Solamin (von Solanum d. i. Nacht⸗ 
ſchatten, zu welchem die Kartoffel gehört) enthalten. 
kommt es vor, daß man ſolche Keime den Schweinen vorwirft, die 
dann durch den Genuß derſelben leicht erkranken und ſogar ſterben, 
wenn ſie viel davon gefreſſen haben. Es ſind ſogar Fälle vorgekom⸗ 
men, daß mit Kartoff 


Nicht ſelten 


„ daß elſchlämpe gemäſtetes Rindvieh krepirte, wenn 
gekeimte Kartoffeln zum Branntweinbrennen benutzt waren, ohne da 
man die Keime vorher entfernte. Der in letzteren enthaltene Gififto 
war bei der Deſtillation in der Schlämpe geblieben. Man ſollte es 
ſich ſomit zur Regel machen, ſtets die Keime der Kartoffeln vor dem 
weiteren Gebrauche der letzteren zu entfernen und zu vernichten. 


Vermiſchtes. 

* Königsberg i. Pr., 15. April. Der Geh. Sanitätsrath 
Dr. med. Burow fen. iſt heute geftorben. 

* Ein Graf von Gleichen ohne gleichen iſt, wie man aus 
Dresden ſchreibt, dort aufgetaucht Derſelbe hat nämlich eine Lieb⸗ 
Dt mit drei Schweſtern, die in feinem Haufe heſchäftigt find und 
etzt alle Drei die trifligſten Gründe haben, von ihm gebeirathet fein 
zu wollen. Da dieſer Gleichengraf noch nicht zum Islam übergegan⸗ 
gen und zur Zeit noch Chriſt iſt, ſo ergriff er den Ausweg, die mit⸗ 
telſte Schweſter zu heirathen und verlangt Ziviltrauung der beiden 
Anderen an die rechte und linke Hand, indem er behauptet, daſſelbe 
Recht, wie die chriſtlichen Fürſten zu ſolcher Rechts⸗ und Linkstrauerei 
zu haben. Außerdem ſtützt er ſich darauf, daß wohl Bigamie, aber 
nicht Trigamie verboten ſei. 

* London, 15. April. Die Leiche Livingſtone's iſt hier einge⸗ 
troffen und ſowohl bei der Ankunft in Southampton wie hier mit 
großen Ehren empfangen worden. Die Beiſetzung derſelben in der 
Weſtminſterabtei iſt auf nächſten Sonnabend feſtgeſetzt. 

* London, 15. April. In der vergangenen Nacht hat in der 
Sasanftalt in Aſtley⸗Deep unweit Dunkanfield eine Exploſion 
Wande bei der ca. 50 Perſonen getödtet oder ſchwer verletzt 

urden. 
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Bis 11 Uhr Vormittags eingegangene Depeſchen 

Peſt, 15. April. Einer Meldung des „Peſter Lloyd“ zufolge trifft 
der Kaiſer am Sonnabend in Budapeſt ein. Sonntag treffen die ge⸗ 
meinſamen Miniſter ein; am Dienſtag ſoll der übliche Empfang der 
Delegationsmitglieder in der Königsburg ſtattfinden, wobei der Kaiſer 
die Begrüßungsanſprachen der Delegationspräſidenten mit beſonderer 
Betonung der günſtigen Geſtaltung der auswärtigen Beziehungen 
erwiedern dürfte 


ugezommene fremde vom 16. April. 

TILENSEE HOTEL GARNI. Die Kaufleute Roesler 
Jacoby aus Stargard, Schoeffer aus Dresden, A. b. Hani 
Berlin, Hamburger aus Breslau, Müller aus Amſterdam, Koch aus 
Wien, Student v. Poplawski aus Breslau, Krebs aus Lenartowice, 

un Wirſitz, Landwirth Erlich aus Roznowo. 

SEELIG’S GASTHOF ZUR STADT LEIPZIG. Die Kaufleute 
kgl. Förſter Pohl aus 


Dreſcher aus Gain und Wolf aus Grätz, 
Trocken⸗Hauland, Brennereiverwalter Kieſewetter und Frau aus D 


bröwkg, Inſpektor Hirſch aus Karolewo, Buchbindermeiſter Lunkows 


aus Kurnik, Schiffseigner Podolski aus Coſel. 
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